Fall 9a – Teure Nachbarschaft

Hauseigentümer (E) ist mit seiner Familie im Urlaub. Nach einem heftigen Sturm bemerkt Nachbar (N), dass Teile des Daches des Hauses der Familie E abgetragen wurden, so dass es reinzuregnen droht, was erhebliche Beschädigungen teurer EDV zur Folge haben würde, die E in seinem Heimbüro direkt unterm Dach lagert.

Nachdem N vergeblich versucht hat, E per Telefon zu erreichen, bestellt er Handwerker, öffnet die Haustür gewaltsam und lässt das Dach provisorisch reparieren. Nach der Rückkehr des E verlangt N Erstattung der Kosten für die Handwerker. E ist empört und verlangt seinerseits Schadensersatz für die beschädigte Haustür. Denn egal, was passiert: An seinem Hause habe niemand ‚herumzufummeln’.

Zusatzfrage: Hat sich N strafbar gemacht?

Abwandlung: Bei dem Aufbrechen der Tür zerstört N fahrlässig eine Vase aus der Ming-Dynastie. E verlangt hierfür Schadensersatz.

Fall 9b – Die Bretter, die die Welt bewegen

Theodor (T) ist ein begeisterter Theaterliebhaber. Eines Tages ist er im Urlaub, als im örtlichen Theater ein Sonderverkauf für eine Sondervorstellung ‚Macbeth’ stattfindet, in deren Rahmen berühmte Schauspieler auftreten werden. Friedrich (F) ist ein Freund des T und weiß, dass T diese Karte kaufen wollte und sich nur im Datum des Verkaufsbeginns vertan hat, weshalb er eine relativ teure Karte für den T kauft.

Als T zurückkehrt, verlangt F Erstattung der Kosten für den Kartenkauf.

Fall 9c – Gaunereien

V íst passionierter Verkäufer von Antiquitäten und hat ein gemeinschaftliches Ladenlokal mit einem Restaurateur. Der E, Eigentümer eines alten Gemäldes, bringt es bei R zur Reparatur vorbei. V weiß, dass das Bild seit Jahrhunderten in Familienbesitz ist, und dass E es niemals verkaufen würde. Er glaubt jedoch, E sei senil und vergesse das Bild bestimmt.

Daher verkauft und übereignet V das Bild an den gutgläubigen S zu einem unheimlich guten Preis. V beabsichtigt, den hübschen Gewinn zu behalten. Um den Verkauf zu 150% des objektiven Wertes zu erreichen, war es freilich erforderlich gewesen, dass V ‚alle Register zieht’. So spendierte V dem S etwa sehr teuren Scotch, um ihn gnädig zu stimmen. V glaubte zutreffend, dass ohne diese kleine Gabe der Vertrag nicht geschlossen worden wäre.

Der anscheinend doch nicht so senile E verlangt den von V erzielten Gewinn, V seinerseits verlangt Ersatz für seinen Scotch. 

Fall 9d – Die abgeschleppte Miriam 

Da Miriam (M) es sehr eilig hat, parkt sie an dem erstbesten Parkplatz und eilt davon. Dieser vermeintliche Parkplatz ist allerdings in Wirklichkeit die freie Fläche vor der Ein- oder vielmehr Ausfahrt des Grundstücks des Erich (E). Erich ist wenig erfreut und lässt den Wagen der M vom Abschlepp-unternehmer (A) abschleppen. A verlangt von M Kostenerstattung.

Abwandlung: E verlangt von M Aufwendungsersatz.

Fall 9e – Nur den Tod gibt’s umsonst

Der Arzt Anton (A) ist Zeuge eines schweren Verkehrsunfalls. Er versorgt das lebensgefährlich verletzte Unfallopfer (O), so dass dessen Tod verhindert werden kann. Kurz nach den lebensrettenden Maßnahmen wird A selbst jedoch von einem anderen Fahrzeug gestreift und muss sich seinerseits ärztlicher Behandlung unterziehen.

Er verlangt von O die Erstattung der Behandlungskosten sowie die für einen Mediziner seines Standes übliche Entlohnung.

Lösungsansätze

Wenn man die GoA verstehen will, sollte man eigentlich erst den Auftrag behandeln, um sich dann langsam und gemütlich an die Abweichungen bei der GoA heranzutasten. Da Sinn und Zweck der AGs aber das Erlernen der Methodik der Fallbearbeitung ist, machen wir es heute ganz anders: die Planlos-Chaos-Methode des Aufzäumens des Pferdes von hinten.

Stellen Sie sich vor, Sie sitzen in einer Klausur und stellen fest, dass Ihr Sachverhalt zu lösen sein wird mit Normen eines Rechtsgebietes, das Sie schlicht nicht kennen. Nun gibt es zwei Möglichkeiten:

1. Nach Hause gehen, das Studium hinschmeißen und sich einen anständigen Job suchen.

Ist keine Schande; nicht jeder ist zum Juristen berufen.

2. Sich in das Rechtsgebiet kurzfristig anhand des Gesetzes einlesen.

Genau das führt häufig zu den besten Klausuren.

Aus Anlass unserer Befassung mit der Geschäftsführung ohne Auftrag trainieren wir mal Möglichkeit Nr. 2.

Die Fälle des heutigen Tages werden maßgeblich zu lösen sein mit Hilfe der Vorschriften der Geschäftsführung ohne Auftrag (GoA). Sie ist geregelt in den 
§§ 677ff.. Schauen wir uns die Normen mal einzeln an:

§ 677
...scheint Pflichten des gesetzlichen Schuldverhältnisses GoA zu normieren. Wie war das denn noch mal: Wenn man Pflichten verletzt, ist das eine Pflichtverletzung, die einen Schadensersatzanspruch zur Folge hat.. Wie war denn da noch mal die verflixte Norm?

§ 678
...gewährt einen Anspruch auf Schadensersatz, wenn 1. eine Geschäfts-führung übernommen wurde, 2. diese Übernahme mit dem wirklichen oder mutmaßlichen Willen des Geschäftsherrn in Widerspruch steht und 3. der Geschäftsführer dies erkennen musste.

Aha. Wir wissen also, dass es bei der GoA einen Geschäftsherrn und einen Geschäftsführer gibt. Der Geschäftsherr dürfte der Typ sein, in dessen Angelegenheiten sich der Geschäftsführer einmischt.

§ 678 ist schon mal ein Anspruch des Geschäftsherrn gegen den Geschäftsführer. Mal weitersehen.

§ 679
...verstehen wir momentan irgendwie noch gar nicht. Die Norm ist jedenfalls keine Anspruchsgrundlage.

§ 680
...scheint eine Haftungsmilderung zu sein. Aha. Und wo sind nun Anspruchsgrundlagen?

§ 681
...verweist u.a. auf Anspruchsgrundlagen auf dem Auftragsrecht. Na endlich mal. Also, ein Geschäftsführer muss also Auskunft geben und Rechenschaft ablegen (§ 666), Erlangtes herausgeben (§ 667) und ggf. Geld verzinsen (§ 668). Die amtliche Überschrift der Vorschrift ist: „Nebenpflichten des Geschäftsführers“. Was sind denn die Hauptpflichten? Ah, § 677, richtig. 


So komplett sind wir aber immer noch nicht durchgestiegen. Schauen wir mal weiter.

§ 682
...ist ’ne Haftungsmilderung für Blagen.

§ 683
...ist wieder eine Anspruchsgrundlage, Jeah!! Der Geschäftsführer kann Ersatz seiner Aufwendungen verlangen, wenn die Übernahme der Geschäftsführung dem Interesse und dem wirklichen oder dem mutmaßlichen Willen des Geschäftsherrn entspricht.


Und was ist, wenn die Übernahme nicht dem Willensdings des Geschäftsherrn entspricht? Dann gibt’s wohl auch keinen Aufwendungsersatzanspruch. Ach ja: Außerdem Schadensersatz des Geschäftsherrn nach § 678, richtig, richtig.

§ 684
...ist schon wieder eine Anspruchsgrundlage. Der Geschäftsführer kann vom Geschäftsherr alles herausverlangen, was dieser erlangt, wenn kein Fall des § 683 vorliegt.


Hä?


Wenn ein Fall vorliegt, in dem die Übernahme der Geschäftsführung dem Willensdings entspricht, gibt es Aufwendungsersatz... .. ..


Wenn kein Fall vorliegt, in dem die Übernahme der Geschäftsführung dem Willensdings entspricht, gibt es nur Bereicherungsansprüche... .. ..


(Denk)


Wenn der Geschäftsführer berechtigt Geschäft führt, kriegt er auf jeden Fall seine Aufwendungen wieder,

wenn der Geschäftsführer unberechtigt Geschäft führt, kriegt er nur insoweit ‚wieder’, als wie der Geschäftsherr noch bereichert ist. Der hat mithin ggf. die Einrede der Entreicherung.

Wir halten fest: Es gibt eine berechtigte Geschäftsführung, die dadurch gekennzeichnet ist, dass die Übernahme der Geschäftsführung dem Interesse und dem wirklichen oder dem mutmaßlichen Willen des Geschäftsherrn entspricht, und eine unberechtigte, bei der das.. nicht der Fall ist.

Weiter gates:

§ 685

...besteht aus Sonderregeln für Schenkungskonstellationen. Pfff.

§ 686
...sorgt dafür, dass ein Irrtum über die Person des Geschäftsherrn (=Anspruchsgegner) unbeachtlich ist. Quasi so ’ne Art unbeachtlicher error in persona.

§ 687 Abs. 1
...kickt diverse Normen ’raus, wenn jemand ein fremdes Geschäft in der Meinung besorgt, dass es sein eigenes sei.


Aha, ohne Fremdgeschäftsführungswillen gibt es also grundsätzlich keine Ansprüche aus GoA.
§  687 Abs. 2
...regelt, dass wenn sich jemand ein fremdes Geschäft anmaßt, es für den Geschäftsherrn Ansprüche gibt, wie wenn.. Ja, quasi nur Pflichten und keine Rechte für den Geschäftsführer.


Satz zwei ist spontan unkapierbar, aber erst mal..

..versuchen wir, einen Überblick zu gewinnen,

weshalb wir uns erst mal die ‚perfekte GoA’ konstruieren. Alle Beteiligten sind nette Menschen ohne Fehler, machen alles gut und richtig und füllen sich heimlich gegenseitig Lottoscheine aus.

§ 677 regelt die Hauptpflichten eines Geschäftsführers ohne Auftrag. Wenn er diese Pflichten verletzt, begeht er eine Pflichtverletzung, die gemäß §§ 280 I, 677 zu einem Schadensersatzanspruch des Geschäftsherrn führt.

§ 681 regelt die Nebenpflichten eines Geschäftsführers ohne Auftrag. Er muss u.a. Rechenschaft ablegen, Auskunft erteilen (§ 666) und vor allem herausgeben, was er erlangt (§ 667). 

Diese Pflichten des Geschäftsführers ohne Auftrag korrespondieren bei der ‚perfekten’ GoA mit einem Aufwendungsersatzanspruch gemäß §§ 683, 670.

Wie gesagt: Das ist die ‚perfekte GoA’. 

Wenn Sie übrigens auch nur daran denken, Geschäftsführerpflichten und Geschäftsherrenpflichten als synallagmatische Pflichten zu betrachten, haben Sie körperliche Züchtigung verdient: Aufwendungsersatz ist keine Gegenleistung
!

Wann kommt die Anwendungen dieser Vorschriften ernsthaft in Betracht? Gibt es da so eine Art ‚Metavorschrift’, eine Art ‚Tor zur GoA’, das erst offen sein muss?
§ 687 I sagt uns zumindest, wann die GoA-Vorschriften nicht Anwendung finden. Hieraus kann mit Hilfe eines Umkehrschlusses entnehmen, wann die GoA-Vorschriften anzuwenden sind: § 687 I sagt, dass wir das Bewusstsein brauchen, dass der Geschäftsführer ein fremdes Geschäft führt.

§ 687 II 1 sagt, dass wenn der Geschäftsführer ein fremdes Geschäft böserweise als eigenes führt, der Geschäftsherr Ansprüche geltend machen kann. Zur ‚perfekten GoA’ gehören allerdings auch Ansprüche des Geschäftsführers. Daraus können wir schließen, dass wir für die ‚perfekte GoA’ auch den Willen des Geschäftsführers bejahen können müssen, ein fremdes Geschäft als fremdes Geschäft zu führen. 

Wir brauchen also Fremdgeschäftsführungswillen, der anscheinend zwei Komponenten hat: Man muss wissen, dass man ein fremdes Geschäft führt, und das auch wollen. Das ist die entscheidende Voraussetzung für die GoA.

Nun können wir uns vielleicht schon an Fall Nr. 9a heranwagen.

N verlangt Erstattung der Kosten für die Handwerker. Es geht also um Erstattung von Aufwendungen. Wir wissen schon: AGL sind §§ 683 1, 670.






A. Anspruch N gegen E gemäß §§ 683 1, 670

N könnte gegen E einen Anspruch gemäß 
§§ 683 1, 670 auf Ersatz der Kosten für die Handwerker haben.

I. Führung eines fremden Geschäfts

Das setzt voraus, dass N ein Geschäft des E führt. 

1. Geschäftsführung

Geschäftsführung ist jedes Tätigwerden. N veranlasst eine Reparatur des beschädigten Hausdaches des E, führt mithin ein Geschäft.

2. Fremdgeschäftsführungswille

N hätte ein Geschäft des E geführt, wenn er mit dem Wissen und in der Absicht, ein fremdes Geschäft zu führen, gehandelt hat.

Muss er wissen, dass er ein Geschäft des E führt? Nein, § 686.

a) Wissen

N veranlasst wissentlich die Reparatur des Hauses des E, ist sich somit darüber im Klaren, dass er als Nichteigentümer eine Handlung vornimmt, für die eigentlich – gemäß § 903 – der Eigentümer zuständig ist; er führt bewusst ein objektiv fremdes Geschäft. 

„Objektiv fremdes Geschäft“? Ständige Rechtsprechung:

Objektiv fremde Geschäfte sind solche, bei denen der Geschäftsführer etwas tut, für das (bereits) die Rechtsordnung eine andere Zuständigkeit begründet. Über eine Sache hat etwa grundsätzlich nur der Eigentümer zu verfügen, niemand sonst. 

Die Rechtsprechung braucht diesen Terminus deshalb, weil sie vermutet, dass der Geschäftsführer, der weiß, dass er ein objektiv fremdes Geschäft führt, auch entsprechenden Willen hat.

b) Absicht

Mangels entgegenstehender Anhaltspunkte ist daher davon auszugehen, dass N dies auch für den E tun möchte.

Ist ja an keiner Stelle im Sachverhalt explizit gesagt, gell?

Abgesehen von den objektiv fremden Geschäften gibt es auch objektiv neutrale Geschäfte. Schulbeispiel ist wohl der Erwerb einer Sache. Das darf jeder.

Objektiv neutrale Geschäfte werden zu fremden Geschäften, wenn Fremdgeschäfts-führungswille da ist.






Somit führt N ein Geschäft für E.






II. ohne Auftrag

E hat N nicht zur Führung seiner Geschäfte ermächtigt, infolgedessen handelt N ohne Auftrag.

„ohne Auftrag“ meint nicht nur den Auftrag im technischen Sinn. Es geht darum, dass aus irgendeinem Grund die Zuständigkeit für die konkrete Geschäftsführung dem Geschäftsführer zugewiesen wird. Dieser Grund kann ein Auftrag sein, aber auch etwa ein Werkvertrag.

So, wir haben eine GoA, der Anwendungsbereich der Vorschriften ist also eröffnet. Unter welchen Voraussetzungen gibt es Aufwendungsersatz? Das regelt § 683.






III. Interesse und Wille des Geschäftsherrn

Ferner müsste für einen Aufwendungs-ersatzanspruch die Übernahme der Geschäfts-führung dem Interesse und dem wirklichen oder dem mutmaßlichen Willen des Geschäftsherrn entsprechen.

Die Übernahme! Hierbei geht es darum, ob der Geschäftsführer hätte tätig werden dürfen. Wenn er während der berechtigten Geschäftsführung Mist macht, gibt es einen Schadensersatzanspruch gemäß §§ 677, 280 I. Aber das wissen Sie ja schon.

Die Reparatur des Hausdaches und die Vermeidung von Schäden an seiner EDV-Anlage ist für E objektiv nützlich, mithin liegt es in seinem Interesse.

Einen Willen hat E nicht geäußert, mithin kommt es auf seinen mutmaßlichen Willen an. Angesichts fehlender Anhaltspunkte zum Zeitpunkt der Geschäftsführung ist zur Bestimmung dieses Willens von seinem objektiven Interesse auszugehen. Objektiv hat E, wie festgestellt, ein Interesse an der Durchführung der Reparatur, mithin hat E mutmaßlichen Willen, den N sie veranlassen zu lassen.

Wüsste N, dass E unter keinen Umständen irgendjemanden an seinem Haus ‚herumfummeln’ lassen will, hätte er Anhaltspunkte dafür, dass E die entsprechende Geschäftsführung  durch N nicht gewollt hätte. Dann wäre die GoA unberechtigt.






IV. Erforderlichkeit der Aufwendungen

Gemäß §§ 683, 670 erhält der Geschäftsführer ohne Auftrag Aufwendungen erstattet, die er zum Zwecke der Geschäftsbesorgung für erforderlich halten durfte.

Aufwendungen sind freiwillige Vermögens-opfer. N bestellt Handwerker, verpflichtet sich mithin vertraglich zur Zahlung eines Werk-lohns, tätigt Aufwendungen.

N bestellt die Handwerker, um erhebliche Schäden an der EDV-Anlage des E zu vermeiden. Hätte N die Handwerker nicht bestellt, wären die erheblichen Schäden mit hoher Wahrscheinlichkeit eingetreten; höchstwahrscheinlich hätte E sogar eine entgültige Reparatur veranlasst. Mithin durfte N die getätigten Aufwendungen zum Zwecke der Geschäftsbesorgung für er-forderlich halten.

Somit hat N gegen E einen Anspruch gemäß 
§§ 683 S. 1, 670 auf Ersatz der Kosten für die Handwerker.

Der ausgesprochen undankbare E möchte seinerseits Schadensersatz für die Tür. 

Drei Möglichkeiten (abgesehen vom Deliktsrecht): 1. § 678, 2. §§ 677, 280 I, 
3. §§ 681 1, 280.

B. Anspruch des E gemäß § 678

Die Übernahme der Geschäftsführung durch N steht weder zu dem wirklichen noch zu dem mutmaßlichen Willen des Geschäftsherrn in Widerspruch, mithin hat E gegen N keinen Anspruch gemäß § 678 auf Schadensersatz wegen der Beschädigung der Tür.

Der § 678 ist eine potenziell ganz schön heftige Nummer: Wenn der Geschäftsführer hätte erkennen müssen, dass seine Geschäftsführung nicht gewollt ist, so muss er verschuldensunabhängig für alle kommenden Schäden aufkommen!






C. Anspruch des E gemäß §§ 677, 280 I

Zur Durchführung der provisorischen Reparatur war das Aufbrechen der Tür unvermeidlich. Ein Widerspruch zum Interesse und mutmaßlichen Willen des E ist nicht erkennbar, mithin hat E gegen N keinen Anspruch gemäß §§ 677, 280 I auf Schadens-ersatz wegen der Beschädigung der Tür.

§ 280 I ? Ja, gilt denn der nicht nur für vertragliche Ansprüche??

Nein. § 280 I regelt den Schadensersatz bei Verletzung einer Pflicht aus einem Schuldverhältnis. Und ein Schuldverhältnis kann sich ergeben aus Vertrag oder Gesetz. Vorliegend haben wir das gesetzliche Schuldverhältnis GoA. Die Pflichten dieses Schuldverhältnisses (das, was man für eine Schadensersatzpflicht gemäß § 280 verletzten muss) finden sich in § 677.






D. Anspruch des E gemäß §§ 681 1, 280 I

N hat vergeblich versucht, E in einer Situation akuter Gefährdung kurzfristig zu infor-mieren, er hat die Pflicht gemäß § 681 1 nicht verletzt, ein Anspruch auf Schadensersatz gemäß §§ 681 1, 280 I kommt nicht in Betracht.

Wenn der Geschäftsführer nicht informiert bzw. nicht eine Entscheidung abwartet, macht er sich zwar schadensersatzpflichtig, das ändert aber nichts daran, dass es sich bei seiner Geschäftsführung um eine berechtigte GoA handelt. 

In welcher Reihenfolge prüfen Sie doch gleich Ansprüche? Viel Quatsch Schreibt Der Bearbeiter – vertraglich, quasivertraglich, sachenrechtlich, deliktisch und bereicherungsrechtlich. Bei den GoA-Ansprüchen handelt es sich um Ansprüche aus einem quasivertraglichen Schuldverhältnis. Das andere, das Sie schon kennen, ist das vorvertragliche gemäß § 311 II, III.






E. Anspruch des E gemäß §§ 823ff.
N handelt im Rahmen des gemäß § 677 Gestatteten, mithin nicht widerrechtlich, weshalb ein Anspruch auf Schadensersatz gemäß §§ 823ff. nicht in Betracht kommt.

Unsere Zusatzfrage (für den Jack-Pott) behandelt ein strafrechtliches Thema. Ja, sind wir denn dafür überhaupt zuständig? 

Gemach. Wollte nur sagen, dass die berechtigte GoA auch ein strafrechtlicher Rechtfertigungsgrund ist. Das gilt natürlich sowohl für § 303 wie auch für 
§ 123 StGB.

L’Abwandlung.

Da N handelt, um von E drohenden Schaden abzuwenden, kommt er in den Genuss der Haftungsprivilegierung gemäß § 680. Das thematisieren Sie bei § 280 I im Rahmen des Vertretenmüssens, bei § 823 im Rahmen des Verschuldens.

Nochmal zu den Voraussetzungen der Ansprüche aus berechtigter GoA. Wir haben quasi drei Phasen:

In Phase 1 müssen Sie klären, ob überhaupt GoA-Vorschriften anwendbar sind. 
Das setzt 

1. die Führung 

2. eines fremden Geschäfts 

3. mit Fremdgeschäftsführungswillen 

voraus. Da erstens das entscheidende Kriterium der Fremdgeschäftsführungswille ist und zweitens bei objektiv neutralen Geschäften Punkt 2 und 3 kaum sinnvoll getrennt werden können, prüfe ich diese Voraussetzungen (ggf. nur 2 und 3) lieber in einem Gesamtpaket. Ob Sie das auch so machen möchten, ist Ihnen überlassen.

In Phase 2 müssen Sie – zumindest für einen Anspruch auf Aufwendungsersatz gemäß §§ 683, 670 – klären, ob diese GoA eine berechtigte ist oder nicht. Das entscheiden Sie anhand der Kriterien des § 683: Die Übernahme, also quasi das ‚ob’ der Geschäftsführung, muss dem Interessen- und Willensdings entsprechen. Für Aufwendungsersatz kommen dann die näheren Vorschriften des § 670 hinzu.
Ist die GoA nichtberechtigt, gibt es Schadensersatz unter den Voraussetzungen des 
§ 678. Ist die GoA „einmal“ berechtigt, ist der Rückgriff auf § 678 gesperrt!

Geht es um Schadensersatz im Rahmen berechtiger GoA, kommt Phase 3, oder auch Ebene 3 (Sie verstehen den Gedanken, nachdem Sie Polizeirecht gehört haben) ins Spiel. § 678 ist gesperrt – die GoA ist berechtigt. Aber wenn die Durchführung der berechtigten GoA Murks ist, gibt’s Schadensersatz gemäß §§ 677, 280 I.
Fall 9b.

Erstattung der Kosten für den Kartenkauf. Aufwendungsersatz?






A. Anspruch F gegen T gemäß §§ 683, 670

F könnte gegen T einen Anspruch gemäß 
§§ 683 1, 670 auf Aufwendungsersatz haben.

I. Berechtigte GoA

Das setzt zunächst voraus, dass F berechtigt ein Geschäft des T ohne Auftrag führt.

1. Fremdgeschäftsführung

F müsste zunächst ein Geschäft des T führen. Eine Geschäftsführung für einen anderen liegt vor, wenn der Geschäftsführer im Rahmen eines Tätigseins Fremdgeschäftsführungs-willen aufweist. Bei objektiv fremden Geschäften wird ein solcher Fremdgeschäfts-führungswille vermutet.

F erwirbt eine Eintrittskarte, handelt somit. Mangels entgegenstehender Anhaltspunkte ist davon auszugehen, dass den Kauf einer Karte grundsätzlich jeder vornehmen konnte, mithin die Rechtsordnung für diese Handlung keine besondere Zuständigkeit zuwies. Somit unternimmt F ein sog. ‚objektiv neutrales Geschäft’.

Bei objektiv neutralen Geschäften ist Fremd-geschäftsführungswille zu bejahen, wenn der Geschäftsführer erkennbar für einen anderen tätig werden will. F handelt in der Absicht, eine Eintrittskarte für den theaterbegeisterten T zu erwerben, will mithin für den T handeln, hat daher entsprechenden Fremdgeschäfts-führungswillen.

Somit führt F ein Geschäft des T.

Nochmal: Konstitutiv für die GoA ist der Fremdgeschäftsführungswille, es kommt wirklich maßgeblich auf das subjektive Element an. Da das manchmal etwas schwierig zu bestimmen ist, schließt die Rechtsprechung von dem Vorliegen eines objektiv fremden Geschäfts auf Fremdgeschäftsführungswillen. Unternimmt der Geschäftsführer ein objektiv neutrales Geschäft, muss dieser Fremdgeschäfts-führungswille positiv festgestellt werden. Das haben wir hier getan.





2. ohne Auftrag

T hat F nicht zur Führung seiner Geschäfte ermächtigt, infolgedessen handelt F ohne Auftrag.
3. Berechtigung






Ferner müsste F dies berechtigt getan haben.

Gemäß § 683 1 ist ein Geschäftsführer ohne Auftrag zur Geschäftsführung berechtigt, wenn die Übernahme der Geschäftsführung dem Interesse und dem wirklichen oder dem mutmaßlichen Willen des Geschäftsherrn entspricht.

a) Interesse

Die Übernahme der Geschäftsführung durch F entspräche dem Interesse des T, wenn sie ihm in der konkreten Situation objektiv nützlich wäre.

F kauft eine relativ teure Eintrittskarte. T als Theaterliebhaber wäre zwar bereit gewesen, diesen Preis selbst zu bezahlen, objektiv ist eine solche Investition jedoch als unwirtschaftlich zu betrachten. 

Somit war die Übernahme der Geschäfts-führung durch F dem T nicht objektiv nützlich, sie entsprach nicht seinem Interesse.

b) Rechtsfolgen

Bliebe es dabei, wäre die Fremdgeschäfts-führung des F nicht berechtigt. Zweifel an diesem Ergebnis ergeben sich aus dem Umstand, dass T als leidenschaftlicher Theaterliebhaber selbst die Karte gekauft hätte, wenn er die Möglichkeit gehabt hätte. Es stellt sich die Frage, inwieweit dies zu einer Korrektur des obigen Ergebnisses führt.

Hielte man sich strikt an den Wortlaut des Gesetzes und damit wohl an entsprechende Absichten des Gesetzgebers wäre der Wille des Geschäftsherrn in einer Situation des fehlenden Interesses des Geschäftsherrn an der Geschäftsführung völlig unbeachtlich.

Gegen diese Sicht der Dinge spricht jedoch, dass der sonst das Zivilrecht dominierende Gedanke der Privatautonomie unberück-sichtigt bliebe. Im Übrigen wäre es umständlicher Formalismus, von T zu verlangen, die Genehmigung der GoA gemäß § 684 2 auszusprechen.

Somit ist darauf abzustellen, dass T unterstellt werden kann, dass er die erfolgte Geschäftsführung des F wollte. 

Infolgedessen führt F das Geschäft des T mit Berechtigung, insgesamt liegt mithin eine berechtigte Geschäftsführung des F für T ohne Auftrag vor.

So, nun brechen wir mal ab. Die weiteren Voraussetzungen des § 670 – sie wären unter II zu nennen – sind gegeben: F durfte die Aufwendungen für erforderlich halten, er hat daher einen Anspruch auf Aufwendungsersatz.

Fall 9c. 

E verlangt den von V mit dem Verkauf seines Gemäldes erzielten Gewinn. Ja, Sie wissen: § 816 schießt uns da in den Kopf. Aber: Kann uns vielleicht auch die GoA helfen?

A. Anspruch des E gegen V auf Gewinn-herausgabe gemäß §§ 687 II, 681 2, 667.

E könnte gegen V einen Anspruch gemäß 
§§ 687 II, 681 2, 667 auf Herausgabe des durch die Verfügung erzielten Gewinns haben.

I. Geschäftsanmaßung
V weiß, dass er über einen fremden Gegenstand verfügt, führt mithin ein objektiv fremdes Geschäft.

Er will den aus dem Verkauf des Gemäldes erzielten Gewinn einbehalten, mithin eigennützig handeln, behandelt also das fremde Geschäft als eigenes.

II. Wissen um die Nichtberechtigung

V weiß, dass er nichtberechtigt handelt.

III. Rechtsfolge

Gemäß §§ 687 II, 681 2, 667 ist V zur Herausgabe all dessen verpflichtet, was er erlangt hat, somit zur Herausgabe des gesamten Gewinns.

Somit hat E gegen V einen Anspruch gemäß 
§§ 687 II, 681 2, 667 auf Herausgabe des durch die Verfügung erzielten Gewinns.






B. Anspruch E gegen V gemäß § 816 I 1

E könnte ferner gegen V einen Anspruch gemäß § 816 I 1 auf Herausgabe des durch die Verfügung erzielten Gewinns haben.






I. gegen den Berechtigen wirksame Verfügung

V veräußert das Gemälde des E gemäß 
§ 929 1, ohne als Eigentümer oder Bevollmächtigter hierzu berechtigt zu sein. Allerdings ist S gutgläubig, E hat freiwillig den Besitz an dem Bild aufgegeben i.S.d. 
§ 935, mithin hat E gutgläubig Eigentum am Gemälde erworben, die Verfügung des V ist gegenüber E wirksam.

II. Rechtsfolge

Gemäß § 816 ist der unberechtigt Verfügende zur Herausgabe „des durch die Verfügung Erlangten“ verpflichtet. Es stellt sich die Frage, ob hiermit tatsächlich alles gemeint ist, was der Verfügende erlangt, oder ob sich die Ersatzpflicht nicht auf den objektiven Wert des veräußerten Gegenstandes beschränkt.

Folgte man der ersten Möglichkeit, hätte V den gesamten Veräußerungsgewinn heraus-zugeben. Folgte man der zweiten Ansicht, wäre allein der objektive Wert des Bildes Bereicherungsgegenstand, V könnte die darüber hinausgehenden 50% des Wertes behalten.

Die Vorstellung, das tatsächlich Erlangte, also alles, sei herauszugeben, kann sich auf den Wortlaut der Vorschrift stützen. Ferner ließe sich sagen, dass die Gewinnerzielungsmöglich-keit allein dem Berechtigten gebührt.

Gegen die andere Möglichkeit spricht die bereicherungsrechtliche Grundregel des 
§ 818 II, derzufolge grundsätzlich nur in Höhe des objektiven Wertes Wertersatz zu leisten ist. Dem Wortlautargument ließe sich entgegenhalten, dass der Gewinn ja nicht „aus der Verfügung“ sondern aus dem Kausalgeschäft stammt. 

Entscheidend ist jedoch, dass die Gewinnherausgabepflicht eine unbillige Benachteiligung des gutgläubig Verfügenden darstellt, dem die Erlöse aus seiner besonderen Geschäftstüchtigkeit aufgrund seiner Lauterkeit gebühren. Der Gewinn des Bösgläubigen wird demgegenüber gemäß 
§§ 687 II, 681 2, 667 abgeschöpft.

Somit ist der zweiten Möglichkeit zu folgen; Gegenstand des Bereicherungsanspruches gemäß § 816 I 1 ist nur der objektive Wert des Gegenstandes. Somit muss V im Rahmen des § 816 I 1 nur den objektiven Wert des Bildes ersetzen.

E hat gegen V somit nur einen Anspruch auf Ersatz des objektiven Wertes des Bildes gemäß § 816 I 1.

Offen eingestanden halte ich das nicht für richtig, aber ich will hier mal die Mindermeinung zum Zuge kommen lassen, um Ihnen zu verdeutlichen, warum der Anspruch aus §§ 687 II, 681 2, 667 ganz praktisch ist: Unabhängig davon, was irgendwelche Mindermeinungen zum § 816 sagen, gibt’s bei Dieberichen/Unterschlagern einen Herausgabeanspruch, der sich auf alles erstreckt, was erlangt wird.

V verlangt Ersatz für seinen Scotch. Da E gemäß § 687 II 1 Herausgabe des Erlangten verlangt, hat V seinerseits gemäß §§ 687 II 2, 683 einen Anspruch auf Aufwendungsersatz, genauer: Aufwendungskondiktion, damit sich der Geschäftsherr auf Entreicherung berufen kann. Das müssen Sie so hinnehmen, da die Vorschrift § 687 II 2 etwas „unglücklich“
 formuliert ist.

Im Ergebnis kann V die Kosten für den Scotch von dem abziehen, was er an E herausrücken muss.

Fall 9d.

A. Anspruch A gegen M gemäß §§ 683, 670 A 

könnte gegen M einen Anspruch gemäß 
§§ 683 1, 670 auf Erstattung der Kosten für die Abschleppdienstleistung haben. 

Das setzt voraus, dass A berechtigt ein Geschäft der M ohne Auftrag führt.

I. Fremdgeschäftsführung

A müsste zunächst ein Geschäft der M führen.

Eine Geschäftsführung für einen anderen liegt vor, wenn der Geschäftsführer während einer Handlung Fremdgeschäftsführungswillen aufweist. Bei objektiv fremden Geschäften wird ein solcher Fremdgeschäftsführungswille vermutet. Objektiv fremde Geschäfte sind solche, für die von der Rechtsordnung eine fremde Zuständigkeit anordnet wird. 
A verbringt das rechtswidrig geparkte Fahrzeug der M an einen anderen Ort, führt mithin ein Geschäft, wobei er auf das Eigentum der M einwirkt. Die Einwirkung auf Eigentum ist gemäß § 903 dem Eigentümer vorbehalten, A führt somit objektiv ein Geschäft der M. Gleichzeitig erfüllt er jedoch eine Verpflichtung aus seinem mit E geschlossenen Vertrag, führt mithin auch ein eigenes Geschäft. Insoweit handelt A im Rahmen eines sog. „auch-fremden Geschäfts“. 
Fraglich ist daher, ob A Fremdgeschäfts-führungswillen aufweist. Fremdgeschäfts-führungswille ist der Wille, ein fremdes Geschäft zu führen. A möchte in erster Linie seine Verpflichtung aus dem mit E geschlossenen Werkvertrag erfüllen, mithin ein eigenes Geschäft führen. 
Es stellt sich die Frage, ob dieser Wille gleichzeitig einen Fremdgeschäftsführungs-willen ausschließt.
Dagegen spricht, dass im Rahmen der Situation eines auch-fremden Geschäftes dem vertragerfüllenden Geschäftsführer klar ist, dass er in einem fremden Zuständig-keitsbereichtätig ist. Mithin ist ihm bewusst, dass er nicht nur seinem Vertragspartner, sondern auch dem tatsächlich Berechtigten gegenüber Verantwortung trägt und ggf. haftet. 
Dafür spricht allerdings, dass sich der Geschäftsführer nicht, wie von § 677 gefordert, in erster Linie den Interessen des Geschäftsherrn, sondern den Interessen seines Vertragspartners verpflichtet sieht. Darüber hinaus droht die Ausdehnung der Vorschriften der GoA hin zu einem allgemeinen Billigkeitsausgleich. Schließlich wird der vertragserfüllende Geschäftsführer auch nur auf Veranlassung seines Vertragspartners tätig, an den er sich infolgedessen halten muss.

Somit ist jedenfalls in Fällen, in denen der Geschäftsführer eines „auch-fremden Geschäfts“ durch die Geschäftsführung einer vertraglichen Verpflichtung nachkommen möchte, Fremdgeschäftsführungswille zu verneinen.

II. Ergebnis

A führt mithin kein Geschäft der M. 

B. Gesamtergebnis

A hat daher gegen M keinen Anspruch gemäß §§ 683 1, 670 auf Erstattung der Kosten für die Abschleppdienstleistung. 

Die ganze Problematik ist super-umstritten; klassischer Fall in Bezug auf Abschleppfälle ist allerdings die Situation, in der ein Abschleppunternehmer auf Veranlassung der Polizei handelt.

Die Abwandlung ist lustiger.

A. Anspruch E gegen M gemäß §§ 683, 670

E könnte gegen M einen Anspruch gemäß 
§§ 683 1, 670 auf Erstattung der Kosten für die Abschleppdienstleistung haben. 

Das setzt voraus, dass E berechtigt ein Geschäft der M ohne Auftrag führt. 

I. Fremdgeschäftsführung 

E müsste zunächst ein Geschäft der M führen. Eine Geschäftsführung für einen anderen liegt vor, wenn der Geschäftsführer im Rahmen einer Tätigkeit Fremdgeschäftsführungswillen aufweist. Bei objektiv fremden Geschäften wird ein solcher Fremdgeschäftsführungswille vermutet. Objektiv fremde Geschäfte sind solche, für die von der Rechtsordnung eine fremde Zuständigkeit anordnet wird. 

E veranlasst die Verbringung des rechtswidrig geparkten Fahrzeugs der M an einen anderen Ort, führt mithin ein Geschäft, wobei er auf das Eigentum der M einwirkt. Die Einwirkung auf Eigentum ist gemäß § 903 dem Eigentümer vorbehalten, E führt somit objektiv ein Geschäft der M. Gleichzeitig beseitigt er jedoch eine Störung seines Eigentums in Gestalt der Beeinträchtigung von dessen Nutzbarkeit, führt mithin auch ein eigenes Geschäft. Insoweit handelt E im Rahmen eines sog. „auch-fremden Geschäfts“

Die Rechtsprechung vermutet bei auch-fremden Geschäften ebenfalls einen Fremdgeschäftsführungswillen, ich würde aber trotzdem gern ein paar Worte dazu sagen.

Fraglich ist daher, ob E Fremdgeschäfts-führungswillen aufweist. Fremdgeschäfts-führungswille ist der Wille, ein fremdes Geschäft zu führen. E möchte in erster Linie sein Eigentum von einer Störung befreien, mithin ein eigenes Geschäft führen. 

Es stellt sich die Frage, ob dieser Wille einen Fremdgeschäftsführungswillen ausschließt. 

Dafür spricht, dass sich der eigennützig einer Störung seines Eigentums erwehrende Geschäftsführer nicht, wie von § 677 gefordert, in erster Linie den Interessen des Geschäftsherrn, sondern seinen eigenen Interessen verpflichtet sieht. 

Dagegen spricht allerdings, dass wer auf rein altruistische Motive besteht, §§ 677ff. zu streng auslegt: Häufig wird bei einer auf den ersten Blick ausschließlich fremdnützigen Geschäftsführung ohne Auftrag auch ein mittelbares Eigeninteresse bestehen. Ferner legt die Existenz der Schadensminderungs-pflicht gemäß § 254 nah, dass der in seinem Eigentum Gestörte auch in Grenzen den Interessen des Störers verpflichtet ist, und nicht gegen dessen Interesse gezwungen sein kann, untätig Zeuge einer Vergrößerung des letztendlich von dem Störer zu tragenden Schadens zu werden.
Somit ist von Fremdgeschäftswillen des E auszugehen, er führt ein Geschäft der M.

Man muss sich ja jetzt keinen groß abbrechen, da’s so oder so Ansprüche aus § 823 I und §§ 823 II, 858 I gibt. Wollte’s halt nur mal thematisieren.

II. ohne Auftrag

Zwischen E und M besteht kein Auftrags-verhältnis i.S.d. §§ 677ff.. 

III. Berechtigung

Ferner müsste diese Geschäftsführung berechtigt sein i.S.d. § 683 1. Das ist sie, wenn ihre Übernahme dem Interesse und dem tatsächlichen oder mutmaßlichen Willen des Geschäftsherrn entspricht. 

1. Interesse

Die Geschäftsführung des E ist im Interesse der M, wenn sie ihr objektiv nützlich ist. E veranlasst die Verbringung des Fahrzeugs der M aus einer Situation, in der es die Ausfahrt des Grundstücks des E blockierte, was M zur Anspruchsgegnerin von Störungs-beseitigungsansprüchen gemäß § 862 I, 
§ 1004 I und §§ 823 I, 249 I machte, denen sie nun nicht mehr ausgesetzt ist. Ferner vermeidet E durch die Verbringung, dass M einem Schadensersatzanspruch des E ausgesetzt ist, der entstanden wäre, wenn E statt seines Fahrzeugs ein teures Taxi für seinen Transport genutzt hätte. Mithin ist die Geschäftsführung für M objektiv nützlich. 

Man liest Unterschiedliches zu der Frage, ob die Beseitigung der Störungs-beseitigungsansprüche zur Bejahung des Interesses ausreicht, oder ob die hier auch vorgenommene quasi fiskalische Wertung bezüglich der Schadensersatzansprüche ebenfalls nötig ist. Falls nicht, muss man sie halt beim mutmaßlichen Willen vornehmen. Nicht, dass das jetzt so fürchterlich wichtig wäre..
2. tatsächlicher Wille

Der tatsächliche Wille der M ist nicht zu ermitteln.

3. mutmaßlicher Wille

Ist der tatsächliche Wille nicht zu ermitteln ist der mutmaßliche Wille des Geschäftsherrn maßgeblich, der sich mangels entgegen-stehender Anhaltspunkte nach dem Interesse des Geschäftsherrn richtet. Die Geschäfts-führung durch E ist im Interesse der M, mithin ist von einem entsprechenden mutmaßlichen Willen ihrerseits auszugehen. 
Somit entspricht die Übernahme der Geschäftsführung dem Interesse und dem mutmaßlichen Willen des Geschäftsherrn; sie ist berechtigt gemäß § 683 1. 
Infolgedessen führt E berechtigt ein Geschäft der M ohne Auftrag.

Die weiteren Voraussetzungen des § 670 schenke ich mir mal.

E hat somit gegen M einen Anspruch gemäß §§ 683 1, 670 auf Erstattung der Kosten für die Abschleppdienstleistung.

Ein Anspruch ergibt sich natürlich – wie schon erwähnt – auch gemäß § 823 I und 
§§ 823 II, 858 I.

Fall 9e.

Jemanden am Leben zu erhalten ist in Fällen nicht bestehender entsprechender vertraglicher Verpflichtung ein objektiv fremdes Geschäft. Eine Hilfeleistungspflicht etwa gemäß § 323c StGB schließt Fremdgeschäftsführungswillen nicht aus, da sonst der zur Hilfeleistung Verpflichtete keinen Ersatz seiner Aufwendungen erhalten könnte.

Die näheren Voraussetzungen der §§ 683 1, 670 sind auch gegeben. Mich interessiert aber, ob a) die übliche Besoldung und b) die Schäden von Doktorchen in diesem Rahmen zu ersetzen sind.

a) Die übliche Besoldung

Fraglich ist, ob A eine übliche Vergütung für seine Behandlungstätigkeit als Aufwendungs-ersatz i.S.d. §§ 683 1, 670 verlangen kann. 
In Anlehnung an § 1835 III ließe sich sagen, dass der Geschäftsführer dann eine übliche Vergütung als Aufwendungsersatz verlangen kann, wenn die Art seiner Geschäftsführung zu seinem Beruf bzw. seinen Gewerbe gehört. Folgte man dieser Sicht der Dinge, wäre darauf abzustellen, dass A als approbierter Arzt bei der Behandlung des O im Rahmen seiner regulären Berufstätigkeit gehandelt hat, mithin einen Anspruch auf Vergütung als Aufwendungsersatz hätte. 
Betrachtete man, wie manche, die Arbeitsleistung unabhängig von beruflicher bzw. gewerblicher Tätigkeit als Vermögensbestandteil, so wäre ebenfalls angesichts der Arbeitsleistung durch A von einem Anspruch auf marktübliche Vergütung auszugehen. 
Ein Streitentscheid ist nicht erforderlich, A kann gemäß §§ 683 1, 670 Aufwendungsersatz für seine aufgewandte Arbeitszeit in Gestalt üblicher Vergütung verlangen. 

..das wären also beim Kassenarzt drei Eurocent? ☺

Wollte Sie eigentlich nur mit der Nase auf das Problem stupsen und mitteilen, dass es h.M. ist, die Wertung des § 1835 III heranzuziehen. Sollte man mal gesehen haben, die Vorschrift.

Dogmatisch ebenfalls problematisch ist die Frage, ob Schäden zu ersetzen sind. Kasus Knacksus ist dabei, dass Aufwendungen freiwillige Vermögensopfer sind, Schäden hingegen unfreiwillige Vermögensopfer. Trotzdem geht die h.M. davon aus, dass ein typisches Risiko zu ersetzen ist. Warum das so ist wissen die Götter. Früher glaubte man, der Geschäftsführer willige in das Risiko ein, heute geht man von einem eigenständigen Institut richterrechtlicher Haftung aus.





















� „Wenn du das für mich tust, erstatte ich dir deine Kosten dafür.“ – Überaus großzügig, nicht wahr?


� Seht glaube ich im Staudinger/Eckpfeiler. Bin zu faul, das jetzt nachzugucken.





